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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 13 R 99/08 B 
 
L 1 RA 9/04 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 4 RA 4621/01-1 (SG Berlin) 
 
 
 
.............................................. , 
 
 
 
 
 

Kläger, Antragsteller und  
Beschwerdeführer, 

 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 24. April 2008 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l   sowie die Richter   Dr.  T e r d e n g e 

und   K a l t e n s t e i n  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg 

vom 18. Januar 2008 Prozesskostenhilfe unter Beiordnung eines Rechtsanwalts 

zu bewilligen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im vorbezeichneten 

Urteil wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Der Kläger begehrt eine Versichertenrente für seine 1998 verstorbene Ehefrau und die Zahlung 

einer (höheren) Witwerrente an sich unter Aufhebung eines Bescheides über die Befreiung sei-

ner Ehefrau von der Angestelltenversicherungspflicht und unter Zulassung der Entrichtung von 

Pflichtbeiträgen, ferner die Zahlung von Krankenkassen- und Pflegeversicherungsbeiträgen an 

sich sowie Verzugszinsen. Er hat gegen die Nichtzulassung der Revision in dem seinem dama-

ligen Prozessbevollmächtigten am 1.2.2008 zugestellten Urteil des Landessozialgerichts Berlin-

Brandenburg (LSG) vom 18.1.2008 mit einem von ihm am 28.2.2008 unterzeichneten, am 

3.3.2008 (Montag) beim Bundessozialgericht (BSG) eingegangenen Schreiben vom 9.2.2008 

Beschwerde eingelegt und gleichzeitig zur Durchführung des Beschwerdeverfahrens die 

Bewilligung von Prozesskostenhilfe unter Beiordnung von Rechtsanwalt         R.         , Mainz, 

beantragt. 

 

Der Prozesskostenhilfeantrag des Klägers ist abzulehnen. 

 

Nach § 73a Abs 1 Satz 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) iVm § 114 der Zivilprozessordnung 

kann einem Beteiligten für das Verfahren vor dem BSG nur dann Prozesskostenhilfe bewilligt 

werden, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Das 

ist hier nicht der Fall. Es ist nicht zu erkennen, dass ein nach § 166 Abs 2 SGG zugelassener 

Prozessbevollmächtigter in der Lage wäre, eine Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers 

erfolgreich zu begründen. 

 

Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzli-

che Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemein-

samen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des Bundesverfas-

sungsgerichts (BVerfG) abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder wenn ein Ver-

fahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann 

(Nr 3). Ein solcher Zulassungsgrund ist weder nach dem Vorbringen des Klägers noch nach 

summarischer Prüfung des Streitstoffes ersichtlich. Damit war das LSG auch nicht gehalten, die 

Revision zuzulassen. 

 

Es ist nicht erkennbar, dass eine Zulassung der Revision gegen das von dem Kläger angegrif-

fene Urteil auf § 160 Abs 2 Nr 1 SGG gestützt werden könnte. Grundsätzliche Bedeutung iS 

dieser Vorschrift hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die allge-

meine über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung hat (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 11, 

39). Die Frage muss außerdem klärungsbedürftig sein. Rechtsfragen, die in diesem Sinne 

grundsätzliche Bedeutung haben könnten, sind hier nicht ersichtlich. 
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Des Weiteren ist nicht ersichtlich, dass der Zulassungsgrund der Abweichung (§ 160 Abs 2 Nr 2 

SGG) mit Erfolg geltend gemacht werden könnte. Abweichung (Divergenz) bedeutet Wider-

spruch im Rechtssatz oder - anders ausgedrückt - das Nichtübereinstimmen tragender abs-

trakter Rechtssätze, die den miteinander zu vergleichenden Entscheidungen zu Grunde gelegt 

worden sind. Sie kommt nur dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten 

Rechtssatz in Abweichung von einem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des 

GmSOGB oder des BVerfG aufgestellt hat (vgl Meyer-Ladewig in Meyer-

Ladewig/Keller/Leitherer, SGG-Komm, 8. Aufl 2005, § 160 RdNr 13). Davon kann vorliegend 

schon deshalb nicht ausgegangen werden, weil sich die vorinstanzliche Entscheidung 

ersichtlich an den gesetzlichen Regelungen orientiert.  

 

Schließlich lässt sich auch kein Verfahrensfehler feststellen, der nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG 

zur Zulassung der Revision führen könnte. Das LSG hat die Zurückweisung der Berufung des 

Klägers vor allem damit begründet, dass Angaben des Klägers unglaubhaft und diesem weitere 

Manipulationen zur Last zu legen seien. Insoweit aber beruht das Urteil auf tatsächlichen Fest-

stellungen des Berufungsgerichts, hinsichtlich derer mit der Nichtzulassungsbeschwerde rüg-

bare Verfahrensfehler nicht ersichtlich sind; insbesondere ist weder eine Verletzung rechtlichen 

Gehörs (§ 62 SGG) ersichtlich noch, dass der Kläger einen vom LSG zu Unrecht nicht berück-

sichtigten Beweisantrag gestellt hätte (hierzu § 160 Abs 2 Nr 3, letzter Teilsatz SGG). Das LSG 

durfte schließlich durch Urteil ohne mündliche Verhandlung entscheiden, nachdem die Beteilig-

ten hierzu ihr Einverständnis gegeben hatten (§ 153 Abs 1 iVm § 124 Abs 2 SGG). 

 

Die vom Kläger gerügte - vermeintliche - inhaltliche Unrichtigkeit des Berufungsurteils und die 

Überprüfung der Sachentscheidung als solche können nicht zum Gegenstand der Nichtzulas-

sungsbeschwerde gemacht werden (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). 

 

Die vom Kläger selbst eingelegte Beschwerde entspricht nicht den zwingenden gesetzlichen 

Vorschriften, weil sie nicht durch einen vor dem BSG zugelassenen Prozessbevollmächtigten 

(§ 166 SGG) eingelegt worden ist. Der unvertretene Kläger kann eine solche Prozesshandlung 

vor dem BSG rechtswirksam nicht vornehmen. Schon die Beschwerdeschrift muss von einem 

nach § 166 Abs 2 SGG zugelassenen Prozessbevollmächtigten unterzeichnet sein. 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht eingelegten und somit unzulässigen Beschwerde 

erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 SGG iVm § 169 Satz 3 SGG durch Beschluss 

ohne Zuziehung ehrenamtlicher Richter. 
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Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 11 
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